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EINLADUNG 
Wir laden unsere Aktionäre hiermit zu der am Dienstag, dem  
7. Mai 2019, um 11.00 Uhr (MESZ), im Haus der Patriotischen  
Gesellschaft, Trostbrücke 6, 20457 Hamburg, stattfindenden  
136. ordentlichen Hauptversammlung ein.
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6 I. Tagesordnung

I. TAGESORDNUNG 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des ge-
billigten Konzernabschlusses für das Geschäftsjahr 2018, der 
Lageberichte für die TAG Immobilien AG und den Konzern, des 
Berichts des Aufsichtsrats, des Vorschlags des Vorstands für 
die Verwendung des Bilanzgewinns sowie des erläuternden  
Berichts zu den Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB 
für das Geschäftsjahr 2018
Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt ist im 
Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen nicht vorgesehen, 
weil der Aufsichtsrat den Jahres- und den Konzernabschluss am 
5. März 2019 bereits gebilligt hat und der Jahresabschluss damit 
festgestellt ist. Über den Vorschlag des Vorstands über die Ver-
wendung des Bilanzgewinns stimmen die Aktionäre unter dem 
Tagesordnungspunkt 2 ab. Für die übrigen Unterlagen, die unter 
diesem Tagesordnungspunkt genannt werden, sieht das Gesetz 
generell lediglich die Information der Aktionäre durch die Mög-
lichkeit zur Einsichtnahme und keine Beschlussfassung durch die 
Hauptversammlung vor.

2.  Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn zum  
31. Dezember 2018 in Höhe von EUR 157.340.152,36 wie folgt 
zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende in Höhe von EUR 0,75 für jede der 
146.336.950 für das Geschäftsjahr 2018 dividendenberechtig- 
ten Stückaktien, 

insgesamt:		  EUR	    109.752.712,50
Vortrag auf neue Rechnung:	 EUR	      47.587.439,86
Bilanzgewinn: 	 EUR	    157.340.152,36
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Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG ist der Anspruch auf die Dividen-
de am dritten auf den Hauptversammlungsbeschluss folgenden  
Geschäftstag, das heißt am 10. Mai 2019, fällig.

Der Gewinnverwendungsvorschlag beruht auf den im Zeitpunkt 
der Bekanntmachung dieser Einladung für das abgelaufene Ge-
schäftsjahr 2018 dividendenberechtigten Stückaktien. Der auf 
nicht dividendenberechtigte Stückaktien entfallende Betrag wird 
auf neue Rechnung entsprechend vorgetragen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2018
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2018 amtierenden Mitgliedern des Vorstands für das Geschäfts-
jahr 2018 Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2018
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2018 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2018 Entlastung zu erteilen.

5. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2019 
Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf die Empfehlung des Prüfungs- 
ausschusses, vor, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Hamburg, 

a)	 zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das  
Geschäftsjahr 2019 zu wählen;

b)	 zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht des ver-
kürzten Abschlusses und des Zwischenlageberichts für das 
erste Halbjahr des Geschäftsjahres 2019 zu wählen. 
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6.	 Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln, eine anschließende ordentliche Kapitalherab-
setzung, die Wiederherabsetzung des Bedingten Kapitals 2018/I 
und damit verbundene Satzungsänderungen
Die Gesellschaft verfügt ausweislich ihres Jahresabschlusses  
zum 31. Dezember 2018 über eine Kapitalrücklage in Höhe von 
EUR 770.316.096,43. Nach Kenntnis der Gesellschaft handelt es 
sich dabei in voller Höhe um gebundene Kapitalrücklagen im Sinne  
von § 272 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 HGB. Diese unterliegen strengen  
aktienrechtlichen Verwendungsbeschränkungen, die unter ande-
rem einer Ausschüttung dieser Beträge im Rahmen von Dividen-
denzahlungen entgegenstehen.

Um ein effizientes und kapitalmarktgerechtes Eigenkapitalmanage- 
ment zu ermöglichen und insbesondere die Voraussetzungen für 
eine flexible Dividendenpolitik zu schaffen, sollen die gebundenen 
Kapitalrücklagen im Sinne von § 272 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 HGB in 
Höhe eines Teilbetrages von EUR 750.000.000,00 in eine freie 
Kapitalrücklage im Sinne von § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB umgewan-
delt werden. Die Umwandlung von gebundenen Kapitalrücklagen 
in eine freie Kapitalrücklage erfordert ein mehrstufiges, einheitlich 
durchzuführendes Verfahren: Zunächst ist in einem ersten Schritt 
über eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln zu beschlie-
ßen. Dabei sollen EUR 750.000.000,00 aus den gebundenen 
Kapitalrücklagen zunächst in Grundkapital umgewandelt und das 
Grundkapital um diesen Betrag erhöht werden, ohne dass neue 
Aktien ausgegeben werden. Anschließend soll in einem zweiten 
Schritt das erhöhte Grundkapital im Wege einer ordentlichen 
Kapitalherabsetzung um den zuvor beschlossenen Kapitaler- 
höhungsbetrag von EUR 750.000.000,00 herabgesetzt und da-
mit wieder auf den ursprünglichen Betrag reduziert werden. Auch 
in diesem zweiten Schritt soll die Aktienzahl unverändert bleiben. 
Die ordentliche Kapitalherabsetzung erfolgt dabei zum Zweck der 
Einstellung des Herabsetzungsbetrages in die freie Kapitalrücklage 
(§ 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB). Mit der Kapitalherabsetzung findet also 
im Ergebnis lediglich ein Passivtausch innerhalb der Kapitalrücklagen 
der Gesellschaft statt. Im Ergebnis bleibt durch dieses Verfahren

•	 das Grundkapital und die Anzahl der ausgegebenen Aktien  
unverändert und
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•	 es wird ein Betrag von EUR 750.000.000,00 von gebundenen 
Kapitalrücklagen in eine freie Kapitalrücklage umgewandelt 
und steht damit für zukünftige Ausschüttungen im Rahmen von  
Dividendenzahlungen zur Verfügung.

Gemäß § 218 AktG erhöht sich das Bedingte Kapital 2018/I 
infolge der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln kraft 
Gesetzes im gleichen Verhältnis wie das Grundkapital, mit-
hin von EUR 29.000.000,00 um EUR 148.465.415,39 auf  
EUR 177.465.415,39. Eines gesonderten Beschlusses der Haupt-
versammlung bedarf es dafür nicht.

Demgegenüber führt die ordentliche Kapitalherabsetzung nicht 
zu einer automatischen Rückführung des bedingten Kapitals  
auf dessen ursprünglichen Betrag, weil eine § 218 S. 1 AktG ent-
sprechende Anpassungsregelung in den Vorschriften zur ordent-
lichen Kapitalherabsetzung gemäß §§ 222 ff. AktG fehlt. Da das 
erhöhte bedingte Kapital nach der erfolgten Kapitalherabsetzung 
zur Absicherung von Options- und Wandelschuldverschreibun-
gen nicht erforderlich ist, soll zusammen mit der anschließenden 
Kapitalherabsetzung das Bedingte Kapital 2018/I wieder auf den 
ursprünglichen Betrag von EUR 29.000.000,00 herabgesetzt  
werden.
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Be-
schluss zu fassen:

a)	 Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 
146.498.765,00 wird nach den Vorschriften des Aktiengeset-
zes über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (§§ 207 ff. 
AktG) um EUR 750.000.000,00 auf EUR 896.498.765,00 er-
höht durch Umwandlung eines Teilbetrages in Höhe von EUR 
750.000.000,00 der in der Bilanz zum 31. Dezember 2018 
ausgewiesenen Kapitalrücklage in Grundkapital. Die Kapital- 
erhöhung erfolgt ohne Ausgabe neuer Aktien durch Erhöhung 
des auf jede Stückaktie entfallenden rechnerischen Anteils 
am Grundkapital der Gesellschaft. Durch die Kapitalerhöhung 
erhöht sich der auf die einzelne Stückaktie entfallende anteili-
ge Betrag des Grundkapitals entsprechend (von EUR 1,00 je 
Stückaktie auf rund EUR 6,12 je Stückaktie). 
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	 Diesem Beschluss wird die Bilanz aus dem vom Vorstand und 
Aufsichtsrat festgestellten Jahresabschluss der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2018 zugrunde gelegt. Der Jahresab-
schluss wurde durch die KPMG Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft AG, Hamburg, geprüft und mit einem uneingeschränk-
ten Bestätigungsvermerk versehen.

	 Der Vorstand wird ermächtigt, die näheren Einzelheiten der 
Durchführung der Kapitalerhöhung festzulegen.

	 § 4 Ziffer (1) der Satzung („Höhe und Einteilung des Grund- 
kapitals“) wird mit Wirkung zum Zeitpunkt der Eintragung der 
Kapitalerhöhung in das Handelsregister der Gesellschaft wie 
folgt neu gefasst:

„Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 
EUR 896.498.765,00“.

	 Der Vorstand wird angewiesen, die Kapitalerhöhung aus Ge-
sellschaftsmitteln gemäß diesem Buchstaben a) nur dann und 
in der Reihenfolge nur vor der unter nachfolgendem Buch- 
staben b) vorgeschlagenen Kapitalherabsetzung zur Eintra-
gung in das Handelsregister anzumelden, wenn die Haupt-
versammlung beiden Beschlüssen gemäß Buchstabe a) und 
Buchstabe b) dieses Tagesordnungspunkts 6 zugestimmt hat. 
Der Vorstand hat sicherzustellen, dass bei der Anmeldung 
der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln gemäß diesem 
Buchstaben a) sichergestellt ist, dass unmittelbar im Anschluss 
auch die Kapitalherabsetzung gemäß nachfolgendem Buch-
staben b) dieses Tagesordnungspunkts 6 in das zuständige 
Handelsregister eingetragen wird.

b)	 Ordentliche Kapitalherabsetzung

	 Das Grundkapital der Gesellschaft wird nach den Vorschrif-
ten des Aktiengesetzes über die ordentliche Kapitalher-
absetzung (§§ 222 ff. AktG) von EUR 896.498.765,00 um  
EUR 750.000.000,00 auf EUR 146.498.765,00 herabgesetzt. 
Die Kapitalherabsetzung erfolgt durch Verringerung des auf 
jede einzelne Stückaktie entfallenden anteiligen Betrages des 
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Grundkapitals zum Zweck der Einstellung des Herabsetzungs-
betrages in Höhe von EUR 750.000.000,00 in die freie Kapital- 
rücklage (§ 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB) der Gesellschaft. Durch die 
Herabsetzung verringert sich das auf die einzelne Stückak-
tie entfallende anteilige Grundkapital entsprechend (von rund  
EUR 6,12 je Stückaktie auf EUR 1,00 je Stückaktie).

	 Der Vorstand wird ermächtigt, die näheren Einzelheiten der 
Durchführung der Kapitalherabsetzung festzulegen.

§ 4 Ziffer (1) der Satzung („Höhe und Einteilung des Grund-
kapitals“) wird mit Wirkung zum Zeitpunkt der Eintragung der 
Kapitalherabsetzung in das Handelsregister der Gesellschaft 
wie folgt neu gefasst:

„Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 
EUR 146.498.765,00.“

	 Der Vorstand wird angewiesen, die Kapitalherabsetzung ge-
mäß diesem Buchstaben b) nur dann zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden, wenn die Hauptversammlung 
beiden Beschlüssen gemäß Buchstabe a) und Buchstabe b) 
dieses Tagesordnungspunkts 6 zugestimmt hat. Der Vorstand 
hat sicherzustellen, dass bei der Anmeldung der Kapitalher-
absetzung diese nur nach erfolgter Eintragung der unter vor- 
stehendem Buchstaben a) dieses Tagesordnungspunkts 6 vor-
geschlagenen Kapitalerhöhung in das zuständige Handelsre-
gister eingetragen wird.

c)	 Wiederherabsetzung des Bedingten Kapitals 2018/I

	 Das infolge der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ge-
mäß Buchstabe a) dieses Tagesordnungspunkts 6 kraft Ge-
setzes gemäß § 218 AktG auf EUR 177.465.415,39 erhöhte 
Bedingte Kapital 2018/I wird hiermit wieder auf den Betrag von 
EUR 29.000.000,00 herabgesetzt, d.h. um einen Betrag von 
EUR 148.465.415,39 reduziert.

§ 4 Ziffer (9) Satz 1 der Satzung erhält dementsprechend mit 
Wirkung zum Zeitpunkt der Eintragung der Herabsetzung des 
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Bedingten Kapitals 2018/I in das Handelsregister der Gesell-
schaft folgende Fassung:

„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu  
EUR 29.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 29.000.000 
neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt er-
höht (Bedingtes Kapital 2018/I).“

Im Übrigen bleibt § 4 Ziffer (9) der Satzung unverändert.
 
Der Vorstand wird angewiesen, bei der Anmeldung der Herab- 
setzung des Bedingten Kapitals 2018/I gemäß diesem Buch-
staben c) zur Eintragung in das Handelsregister sicherzustel-
len, dass die Eintragung erst nach erfolgter Eintragung der 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln gemäß Buchstabe 
a) dieses Tagesordnungspunktes 6, nach der Eintragung des 
kraft Gesetzes nach § 218 AktG erhöhten Bedingten Kapitals 
2018/I und nach der Eintragung der Kapitalherabsetzung ge-
mäß Buchstabe b) dieses Tagesordnungspunktes 6 erfolgt. 
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II. WEITERE ANGABEN 
1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum Zeitpunkt der Ein-
berufung EUR 146.498.765,00. Es ist eingeteilt in 146.498.765 
Stückaktien mit ebenso vielen Stimmrechten. Die Gesellschaft hält 
zum Zeitpunkt der Einberufung 161.815 eigene Aktien.

2. Voraussetzungen für die Teilnahme und die Ausübung 
des Stimmrechts 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind nur die Aktionäre berechtigt, die sich vor der 
Hauptversammlung angemeldet und ihre Berechtigung nachge-
wiesen haben. Zum Nachweis der Berechtigung bedarf es eines 
Nachweises des Anteilsbesitzes durch das depotführende Insti- 
tut. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 16. April 2019 
(0.00 Uhr MESZ) (Nachweisstichtag) zu beziehen. Die Anmeldung 
und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft in 
Textform in deutscher oder englischer Sprache bis spätestens am  
30. April 2019 (24.00 Uhr MESZ) unter folgender Adresse  
zugehen:

TAG Immobilien AG 
c/o Bankhaus Gebr. Martin AG
Schlossplatz 7
73033 Göppingen
Telefax: +49 (0)7161 - 969317
E-Mail: bgross@martinbank.de

3.	 Bedeutung des Nachweisstichtags
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Haupt-
versammlung und für die Ausübung des Stimmrechts nur als  
Aktionär, wer den Nachweis über den Anteilsbesitz erbracht hat. 
Die Berechtigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts 
bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des 
Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht 
keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. 
Auch im Fall der vollständigen oder partiellen Veräußerung des An-
teilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Berechtigung 
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zur Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich 
der Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeb-
lich; d.h. Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag 
haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme 
und den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Erwer-
be von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum 
Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach  
Aktionär werden, sind für die von ihnen gehaltenen Aktien nur 
teilnahme- und stimmberechtigt, soweit sie sich bevollmächtigen 
oder zur Rechtsausübung ermächtigen lassen. Der Nachweis-
stichtag hat keine Bedeutung für die Dividendenberechtigung.

4. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten
Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung auch 
durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut, eine 
Aktionärsvereinigung oder eine andere Person ihrer Wahl ausüben 
lassen. Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann 
die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Text-
form. Wird ein Kreditinstitut, ein nach § 135 Abs. 10 AktG i.V.m.  
§ 125 Abs. 5 AktG gleichgestelltes Institut oder Unternehmen, eine 
Aktionärsvereinigung oder eine Person im Sinne von § 135 Abs. 8 
AktG bevollmächtigt, so können abweichende Regelungen beste-
hen, die jeweils bei diesen zu erfragen sind.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, einen von der Ge-
sellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter 
bereits vor der Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Der von 
der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter übt das Stimm-
recht ausschließlich auf der Grundlage der vom Aktionär erteilten  
Weisungen aus und hat das Recht, Untervollmacht zu erteilen. Die 
Vollmacht an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter bedarf ebenso wie die Erteilung von Weisungen der Text-
form. Soweit keine ausdrückliche oder eine widersprüchliche oder 
unklare Weisung erteilt worden ist, wird sich der von der Gesell-
schaft benannte Stimmrechtsvertreter bei dem jeweiligen Tages-
ordnungspunkt der Stimme enthalten. Der von der Gesellschaft 
benannte Stimmrechtsvertreter nimmt weder im Vorfeld noch 
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während der Hauptversammlung Aufträge zu Wortmeldungen, 
zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbe-
schlüsse oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen entgegen.

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen möchten, können 
zur Erteilung der Vollmacht das Formular verwenden, das den 
ordnungsgemäß angemeldeten Personen zusammen mit der 
Eintrittskarte übermittelt wird. Das Formular, mit dem der von der 
Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt und 
angewiesen werden kann, wird ebenfalls zusammen mit der Ein-
trittskarte übermittelt. Entsprechende Formulare finden sich zu-
dem auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.tag-ag.com/
investor-relations/hauptversammlung.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis über 
die Bestellung eines Bevollmächtigten gegenüber der Gesell-
schaft sowie die Vollmacht zur Ausübung des Stimmrechts nebst  
Weisungen für den von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter können auf einem der folgenden Wege übermittelt  
werden: 

TAG Immobilien AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48 
81241 München 
Telefax: +49 (0)89 889 690 655 
E-Mail: tag-ag@better-orange.de

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis über 
die Bestellung eines Bevollmächtigten gegenüber der Gesellschaft 
können auch am Tag der Hauptversammlung an der Einlasskont-
rolle erfolgen. Vollmachten zur Ausübung des Stimmrechts nebst 
Weisungen für den von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter sollen bis zum 6. Mai 2019 (24.00 Uhr MESZ) eingehen. 
Diese Frist gilt ausschließlich für die weisungsgebundene Bevoll-
mächtigung des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft.

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmeldung und Nach-
weis des Anteilsbesitzes form- und fristgerecht nach den vorste-
henden Bestimmungen erforderlich. Dies schließt – vorbehaltlich 
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der genannten zeitlich beschränkten Möglichkeit der Erteilung 
einer Vollmacht an den von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter – eine Erteilung von Vollmachten nach Anmeldung 
und Nachweis des Anteilsbesitzes nicht aus. 

5.	 Rechte der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1,  
§§ 127, 131 Abs. 1 AktG

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit nach 
§ 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag am Grundkapital von 
EUR 500.000,00 erreichen (das entspricht 500.000 Stückaktien), 
können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstän-
de auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. 
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen.

Ergänzungsverlangen sind schriftlich an den Vorstand zu richten 
und müssen der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Ver-
sammlung zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der Haupt-
versammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zu-
gangstermin ist also der 6. April 2019 (24.00 Uhr MESZ). Später 
zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt.

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie Inhaber einer aus-
reichenden Anzahl von Aktien für die Dauer der gesetzlich ange-
ordneten Mindestbesitzzeit von mindestens 90 Tagen vor dem Tag 
des Zugangs des Verlangens sind und dass sie die Aktien bis zur 
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten und, soweit 
dem Antrag nicht entsprochen wird, auch bis zur Entscheidung 
des Gerichts über das Ergänzungsverlangen halten. Die Regelung 
des § 121 Abs. 7 AktG findet entsprechende Anwendung (§§ 122 
Abs. 2, 122 Abs. 1 Satz 3, 122 Abs. 3 AktG sowie § 70 AktG). 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden 
– soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekanntgemacht 
wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundes-
anzeiger bekanntgemacht. Sie werden außerdem auf der Internet-
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seite der Gesellschaft unter www.tag-ag.com/investor-relations/ 
hauptversammlung bekanntgemacht und den Aktionären mitge-
teilt.
 
Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an die folgende Adresse 
zu übermitteln:

TAG Immobilien AG
- Der Vorstand -
Steckelhörn 5
20457 Hamburg.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 
Abs. 1, 127 AktG

Aktionäre können Gegenanträge (nebst einer etwaigen Begrün-
dung) gegen Vorschläge von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Punkt der Tagesordnung stellen und Vorschläge zur 
Wahl von Abschlussprüfern und Aufsichtsratsmitgliedern (sofern 
diese Gegenstand der Tagesordnung sind) unterbreiten.

Zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge, die 
mindestens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des 
Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen 
sind, also spätestens am 22. April 2019 (24.00 Uhr MESZ), bei der 
Gesellschaft eingehen, werden den anderen Aktionären einschließ-
lich des Namens des Aktionärs sowie einer etwaigen Begründung 
unverzüglich im Internet unter www.tag-ag.com/investor-relations/
hauptversammlung zugänglich gemacht. Etwaige Stellungnahmen 
der Verwaltung werden ebenfalls dort veröffentlicht. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich an die  
folgende Adresse zu übermitteln:

TAG Immobilien AG
Investor Relations
Steckelhörn 5
20457 Hamburg
Telefax: +49 (0)40 380 32 446
E-Mail: ir@tag-ag.com
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Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge wer-
den nicht berücksichtigt.

Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der 
Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten 
der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurtei-
lung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die 
Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und ge-
schäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Un-
ternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Kon-
zernabschluss einbezogenen Unternehmen. Auskunftsverlangen 
sind in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich zu stellen.

Weitergehende Erläuterungen zu den in § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 
AktG genannten Rechten der Aktionäre stehen auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter www.tag-ag.com/investor-relations/
hauptversammlung zur Verfügung.

6. Unterlagen zur Hauptversammlung und Informationen nach 
§ 124a AktG
Die der Hauptversammlung zugänglich zu machenden Unterla-
gen sowie weitere Informationen nach § 124a AktG sind alsbald 
nach der Einberufung der Hauptversammlung über die Internet-
seite der Gesellschaft unter www.tag-ag.com/investor-relations/ 
hauptversammlung zugänglich. 

Die zugänglich zu machenden Unterlagen liegen darüber hinaus 
in den Geschäftsräumen der TAG Immobilien AG, Steckelhörn 5, 
20457 Hamburg, sowie in der Hauptversammlung selbst zur Ein-
sichtnahme durch die Aktionäre aus. Auf Verlangen werden jedem 
Aktionär unverzüglich und kostenlos Abschriften der ausliegenden 
Unterlagen erteilt.
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III. DATENSCHUTZRECHTLICHE 
INFORMATIONEN FÜR AKTIONÄRE 
Die TAG Immobilien AG verarbeitet als verantwortliche Stelle im 
Sinne von Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-Grundverordnung („DSGVO“) 
personenbezogene Daten (Name, Vorname Anschrift, E-Mail- 
Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und 
Nummer der Eintrittskarte¸ gegebenenfalls Name, Vorname, An-
schrift und E-Mail-Adresse des vom jeweiligen Aktionär ggf. be-
nannten Aktionärsvertreters) auf Grundlage der in Deutschland 
geltenden Datenschutzbestimmungen, um den Aktionären die 
Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu 
ermöglichen. Die TAG Immobilien AG wird vertreten durch ihren 
Vorstand, bestehend aus Frau Claudia Hoyer, Herrn Martin Thiel 
und Herrn Dr. Harboe Vaagt. Sie erreichen uns telefonisch unter 
+49 (0)40 38032-300 oder per E-Mail unter ir@tag-ag.com. 

Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von Ihnen im Rah-
men Ihrer Anmeldung zur Hauptversammlung angegeben wurden, 
übermittelt Ihre depotführende Bank Ihre personenbezogenen 
Daten an die TAG Immobilien AG. Die Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten erfolgt ausschließlich für die Abwicklung Ih-
rer Teilnahme an der Hauptversammlung und auch insoweit nur 
in dem zur Erreichung dieses Zwecks zwingend erforderlichen 
Maße. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. (1) lit. c 
DSGVO. Wir speichern Ihre personenbezogenen Daten für einen 
Zeitraum von 10 Jahren, beginnend mit dem Ende des Jahres, in 
dem die Hauptversammlung stattfand.

Die Dienstleister der TAG Immobilien AG, die zum Zwecke der  
Ausrichtung der Hauptversammlung beauftragt werden, erhal-
ten von der TAG Immobilien AG nur solche personenbezogenen  
Daten, die für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung  
erforderlich sind und verarbeiten die Daten ausschließlich nach 
Weisung der TAG Immobilien AG.

Stellen Sie (Gegen-) Anträge zur Tagesordnung der Hauptver-
sammlung, prüfen wir diese auf ihre Zulässigkeit, teilen diese ein-
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schließlich des/der Namen des/der Antragsteller und gegebenen-
falls einer Stellungnahme der Verwaltung den übrigen Aktionären 
mit und veröffentlichen dies zusätzlich auf der Website der TAG 
Immobilien AG. Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung wer-
den zusammen mit Ihrem Namen als Antragsteller in derselben 
Form allgemein bekannt gemacht, wie die Einladung zur Haupt-
versammlung.

Bezüglich der Verarbeitung personenbezogener Daten haben Sie 
die folgenden Rechte: Sie können von der TAG Immobilien AG 
gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre personenbezogenen 
Daten, gemäß Art. 16 DSGVO die Berichtigung Ihrer personenbe-
zogenen Daten, gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten, gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung 
der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten und gemäß  
Art. 20 DSGVO die Übertragung bestimmter personenbezogener 
Daten auf Sie oder einen von Ihnen benannten Dritten (Recht auf 
Datenübertragbarkeit) verlangen.

Diese Rechte können Sie gegenüber der TAG Immobilien AG un-
entgeltlich über die E-Mail-Adresse ir@tag-ag.com oder über die 
folgenden Kontaktdaten geltend machen:

TAG Immobilien AG
Investor Relations
Steckelhörn 5
20457 Hamburg
Telefax: +49 (0)40 380 32-446.

Zudem steht Ihnen gemäß Art. 77 DSGVO ein Beschwerderecht 
bei der Datenschutzaufsichtsbehörde entweder des (Bundes-)
Landes, in dem Sie Ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthaltsort 
haben, oder des Bundeslandes Hamburg, in dem die TAG Immo-
bilien AG ihren Sitz hat, zu.
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Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten  
unter:

TAG Immobilien AG
Herr Holger Fischer
Justitiar
Kreuzstraße 7 c
04103 Leipzig
E-Mail: datenschutz@tag-ag.com

Hamburg, im März 2019

TAG Immobilien AG
Der Vorstand
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Haus der Patriotischen Gesellschaft

Trostbrücke 6, 20457 Hamburg

Hinweis:

Kommen Sie bitte mit öffentlichen Verkehrsmitteln zum Veranstal-

tungsort, da Sie ansonsten auf öffentliche Parkplätze im Innen-

stadtbereich ausweichen müssen. Das Haus der Patriotischen 

Gesellschaft verfügt leider über keine hauseigenen Stellplätze.

ANFAHRTSKIZZE
ZUM HAUS DER
PATRIOTISCHEN
GESELLSCHAFT
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Anfahrt mit der S-Bahn (S1 und S3) von der Station  
„Stadthausbrücke“ und der U-Bahn (U3) und verschiedenen 
Buslinen von der Station „Rödingsmarkt“.

Wenn Sie mit der S-Bahn ankommen, benutzen Sie bitte den 

Ausgang „Graskeller“, gehen dann in Richtung Rödingsmarkt und 

weiter den Großen Burstah entlang bis zur Börsenstraße. In diese

biegen Sie rechts ab und laufen bis zum Ende der Straße. Direkt an

der Ecke auf der rechten Seite befindet sich das Haus der Patrio- 

tischen Gesellschaft, Trostbrücke 6.

Anfahrt mit verschiedenen Buslinien sowie der U-Bahn (U3) 
über die Station „Rathausmakt“.

Gehen Sie vom Rathausmakt kommend die Kleine Johannisstraße

und Brodschrangen entlang und biegen von dort rechts ins Neß, 

überqueren die Straße und erreichen auf der Ecke das Haus der 

Patriotischen Gesellschaft.



Steckelhörn 5
20457 Hamburg
Telefon + 49 40 380 32 - 0
Telefax + 49 40 380 32 - 390
info@tag-ag.com
www.tag-ag.com


